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Steuerliche Hinweise für Berater:innen, Coaches, Therapeut:innen, 
Supervisor:innen und Lehrende 

 
Umsatzsteuerbefreiungen vor und nach dem 01.01.2025 
 
Für Systemiker:innen ist es nicht einfach, die sehr speziellen steuerlichen Aspekte im Blick 
zu behalten, da die Gesetzeslage zur Umsatzsteuerbefreiung von Bildung (und damit unter 
bestimmten Voraussetzungen auch von Supervision) selbst für Fachleute sehr komplex ist. 
Auch die Abgrenzung von Beratung/Therapie zu heilkundlicher Psychotherapie ist nicht 
einfach. Die nachfolgenden steuerlichen Hinweise können Orientierung zur Rechtslage 
geben, sie haben aber keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Sie sollen relevante Punkte in 
den Blick bringen, die in der Praxis leicht übersehen werden können. Für diesen 
kostenlosen Info-Service wird keine Haftung übernommen. Es wird vielmehr empfohlen, 
sich bei Bedarf mit diesen Hinweisen an eine Steuerkanzlei oder an eine 
Rechtsanwaltskanzlei für Steuerrecht zu wenden.  
Maßgeblich für die Anwendung durch die Finanzämter ist der 
Umsatzsteueranwendungserlass (UStAE) des Bundesministeriums für Finanzen (BMF) in 
seiner jeweils aktuellen Fassung: http://www.bundesfinanzministerium.de/UStAE 
 
Grundlegende rechtliche Einordnung 
 
Der Begriff „systemisch“ ist rechtlich nicht geregelt. Das gilt auch für Begriffe wie Beratung, 
Coaching, Organisationsentwicklung, Psychotherapie, Supervision und Therapie. Staatlich 
geregelt sind allerdings bestimmte Ausbildungen, Berufsbezeichnungen oder Tätigkeiten. Diese 
drei Kategorien sollten aber nicht miteinander verwechselt werden. So kann eine 
Berufsbezeichnung geschützt sein, die damit einhergehende Tätigkeit aber nicht.  
Staatlich geregelte Ausbildungen bedürfen einer staatlichen Ausbildungserlaubnis und 
unterliegen einer staatlichen Kontrolle. Berufsbezeichnungen, Studienabschlüsse und Titel 
(Ärztin/Arzt, Psychotherapeut:in, Diplom-Sozialpädagog:innen, Dr. etc.) können geschützt sein 
und die widerrechtliche Verwendung strafrechtlich mit Sanktionen (§132a Strafgesetzbuch – 
StGB) geahndet werden. Das gilt auch für die Ausübung von bestimmten Berufstätigkeiten wie 
etwa der Ausübung der Heilkunde gemäß dem Heilpraktikergesetz (§ 5 Heilpraktikergesetz – 
HeilprG). Für Heilbehandlungen bedarf es einer staatlichen Erlaubnis (Approbation bzw. 
Heilpraktikerzulassung). Ansonsten drohen Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr. 
Wer eine bestimmte Berufsbezeichnung legal verwenden darf, kann aber dennoch andere 
Berufstätigkeiten ausüben. Bei der steuerlichen Einstufung kommt es auf die jeweils 
ausgeübte Tätigkeit (Leistung) an. So kann eine approbierte systemische Therapeutin 
heilkundliche Psychotherapie leisten, aber auch Systemische Therapie oder Beratung 
außerhalb der Heilkunde. Dabei ist die erstgenannte Dienstleistung umsatzsteuerbefreit, 
während die Zweite umsatzsteuerpflichtig ist. 
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Abgrenzung Beratung/Coaching/Therapie von Heilkunde 
 
Bei systemischen Dienstleistungen kommen regelmäßig Dienstverträge gemäß der §§ 611 ff. 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) zustande. Handelt es sich dabei um Heilkunde, so greift 
zusätzlich das Patientenrechtegesetz mit den Vorschriften eines Behandlungsvertrages nach 
den §§ 630a ff BGB. Solche heilkundlichen Behandlungen sind nach § 4 Nr. 14 UStG von der 
Umsatzsteuer befreit. Für den Befreiungstatbestand muss es sich bei der erbrachten Leistung 
aber auch tatsächlich um Heilkunde handeln, damit es zur Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 
Nr. 14 UStG kommt. Beratung, Coaching und Supervision stellen in der Regel keine 
Heilbehandlung dar. Ebenso ist auch Systemische Therapie nur von der Umsatzsteuer 
befreit, sofern sie als Heilkunde erfolgt. Bei Heilkunde gelten zusätzlich die 
Rechtsvorschriften eines Behandlungsvertrages. Damit sind aber auch besondere Pflichten 
und Rechtsfolgen zu beachten wie Dokumentationspflichten, Informationspflichten und bei 
Nichtbeachtung kann eine haftungsrechtliche Beweislastumkehr drohen.  
Im Umsatzsteuer-Anwendungserlass des BMF heißt es zur Umsatzsteuerbefreiung nach Nr 14: 

„U m f a n g  d e r  S t e u e r b e f r e i u n g 
(4) Unter Beachtung der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs sind „ärztliche 
Heilbehandlungen“ ebenso wie „Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin“ 
Tätigkeiten, die zum Zweck der Vorbeugung, Diagnose, Behandlung und, soweit möglich, 
der Heilung von Krankheiten oder Gesundheitsstörungen bei Menschen vorgenommen 
werden. Die befreiten Leistungen müssen dem Schutz der Gesundheit des Betroffenen 
dienen (EuGH-Urteile vom 14.09.2000, C-384/98, D., vom 20.11.2003, C-212/01, 
Unterpertinger, und vom 20.11.2003, C-307/01, d'Ambrumenil und Dispute Resolution 
Services). Dies gilt unabhängig davon, um welche konkrete heilberufliche Leistung es 
sich handelt (Untersuchung, Attest, Gutachten usw.), für wen sie erbracht wird (Patient, 
Gericht, Sozialversicherung o. a.), wer sie erbringt (freiberuflicher oder angestellter Arzt, 
Heilpraktiker, Physiotherapeut oder Unternehmer, der ähnliche heilberufliche 
Tätigkeiten ausübt, bzw. Krankenhäuser, Kliniken usw.) und in welcher Form sie erbracht 
wird (persönliches, telefonisches oder digitales Beratungsgespräch zwischen Patient 
und Arzt; vgl. BFH-Urteil vom 23.09.2020 – XI R 6/20 (XI R 19/15), BStBl II 2023 S. 415). 
Heilberufliche Leistungen sind daher nur steuerfrei, wenn bei der Tätigkeit ein 
therapeutisches Ziel im Vordergrund steht.“ 
Quelle: Umsatzsteuer-Anwendungserlass nach dem Stand vom 31.12.2024, geändert 
durch BMF-Schreiben vom 18. März 2025, Nr. 4.14.1, S. 271 

Das nachfolgende Buchkapitel, das auf der Homepage der Deutschen Gesellschaft für 
Systemische Therapie, Beratung und Familientherapie (DGSF) kostenlos als PDF abgerufen 
werden kann, thematisiert diese Abgrenzung zwischen heilkundlichen und nicht heilkundlichen 
Tätigkeiten: 

Wenzel, Joachim (2020): 
Rechtliche Einordnung Systemischer Therapie jenseits des Heilauftrags in 
Abgrenzung zu heilkundlicher Psychotherapie. In: Kuhnert, Tanja/Berg, Mathias 
(Hrsg.): Systemische Therapie jenseits des Heilauftrags. Systemtherapeutische 
Perspektiven in der Sozialen Arbeit und verwandten Kontexten. Göttingen: Vandenhoeck 
& Ruprecht, 61-87, online verfügbar unter: 
https://www.dgsf.org/service/wissensportal/rechtliche-einordnung-systemischer-
therapie-jenseits-des-heilauftrags-in-abgrenzung-zu-heilkundlicher-psychotherapie  
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Umsatzsteuerbefreiung bei Lehrtätigkeiten: Ausbildung, Fortbildung und Umschulung 
 
Umsatzsteuerbefreiung nach EU-Recht oder nationalem Recht 
Die Umsatzsteuerbefreiung für unmittelbar dem Schul- und Bildungszweck dienende 
Leistungen ist für EU-Mitgliedsstaaten verpflichtend. Maßgeblich ist hier die 
Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSystRL – EU-Richtlinie 2006/112/EG), die die frühere EU-
Richtlinie 77/388/EWG abgelöst hat. Eine EU-Richtlinie ist von den nationalen Parlamenten in 
nationales Recht umzusetzen, was bei der Umsatzsteuerbefreiung von Bildung in einigen 
Punkten jedoch erst zum 01.01.2025 geschehen ist. 
 
Relevante Begriffe im Steuerrecht 
Die im Alltag oder in Verträgen benutzten Begriffe sind für Finanzämter lediglich ein Hinweis auf 
eine bestimmte Tätigkeit. Für die steuerrechtliche Behandlung ist maßgeblich, welche 
Leistungen tatsächlich erbracht werden. Bei der Umsatzsteuerbefreiung von Bildung sind 
steuerrechtlich die Begriffe „berufsbildende Einrichtung“, „selbstständiger Lehrer“ und 
„Privatlehrer“ (jeweils Gesetzeswortlaut nach § 4 Nr. 21 UStG) zu unterscheiden. 
 
Leistungen einer „berufsbildenden Einrichtung“ (Gesetzeswortlaut) 
Eine berufsbildende Einrichtung (z. B. Weiterbildungs-Institut) erbringt als Dienstleister 
Ausbildung, Fortbildung oder berufliche Umschulung. Für eine Umsatzsteuerbefreiung muss die 
Einrichtung die Unterrichtsleistungen ordnungsgemäß erbringen. Das betrifft die objektive 
Eignung der eingesetzten Lehrkräfte, des Lehrplans, der Lehrmethode oder des Lehrmaterials. 
Bei der umsatzsteuerrechtlichen Bewertung kommt es auf die Rechtsform der 
Bildungseinrichtung nicht an. Hier kann es sich um Einzelunternehmer:innen handeln, aber 
auch um Körperschaften wie einen eingetragenen Verein oder eine GmbH & Co KG. 
Die in einer Bildungseinrichtung tätigen Lehrenden sind steuerrechtlich „selbständige 
Lehrer:innen“ und keine „Privatlehrer:innen“. 
 
Leistungen eines „selbständigen Lehrers“ (Gesetzeswortlaut) 
Wer Bildungsleistungen im Rahmen von Honorarverträgen mit Schulen, Hochschulen oder 
Bildungseinrichtungen an diesen erbringt, ist steuerrechtlich ein „selbstständiger Lehrer“, weil 
nicht der/die Lehrende, sondern die Bildungseinrichtung die Unterrichtsleistung an die 
Teilnehmenden erbringt. 
 
Leistungen eines „Privatlehrers“ (Gesetzeswortlaut) 
Ein „Privatlehrer“ erbringt seine Unterrichtsleistungen in eigener Person, für eigene Rechnung 
und in eigener Verantwortung (vgl. BFH-Urteil vom 27.09.2007 – V R 75/03, BStBl II 2008, S. 323) 
und gestaltet und organisiert dabei die Unterrichtseinheiten selbst. Privatlehrer:innen richten 
den Unterricht auf die jeweiligen Bedürfnisse der jeweiligen Schüler:innen oder Studierenden 
aus. Der Unterricht kann dabei auch gleichzeitig bei mehreren Schülern:innen oder 
Studierenden erfolgen. Ein:e Privatlehrer:in bestimmt das Lehrkonzept selbst. Privat erteilter 
Unterreicht durch Privatlehrer:innen bedeutet nicht, dass eine Vertragsbeziehung zwischen den 
Schüler:innen oder Studierenden und dem Privatlehrer bestehen muss. So kann der Vertrag 
auch mit anderen Personen bestehen, etwa mit den Eltern oder mit anderen 
Auftraggeber:innen. Der Begriff des „Privatlehrers“ ist im umsatzsteuerrechtlichen Sinne 
allerdings dann nicht erfüllt, wenn das Unternehmen organisatorische Strukturen aufweist, die 
denen eines Schulbetriebs ähnlich sind. 
 
 
 

http://www.ifs-essen.de/umsatzsteuer


  
 

©  D r .  J o a c h i m  W e n z e l ,  S t a n d :  0 2 . 0 4 . 2 0 2 5   

www.ifs-essen.de/umsatzsteuer                                  S e i t e  4 | 7                                                               

 

 
 
Rechtslage bis zum 31.12.2024 
 
Deutschland ist als nationaler Gesetzgeber viele Jahre seinen Verpflichtungen nicht 
nachgekommen, das EU-Recht in nationales Recht (hier: § 4 Nr. 21 UStG) umzusetzen. 
Zahlreiche Urteile des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) und des Bundesfinanzhofs (BFH) 
haben es Einrichtungen und Lehrenden durch ihre ständige Rechtsprechung ermöglicht, sich 
unmittelbar auf EU-Recht zu berufen. 
Bis zum 31.12.2024 konnte sich eine berufliche Bildungseinrichtung nach § 4 Nr. 21a UStG 
durch die Landesbehörde lediglich bescheinigen lassen, dass sie „auf einen Beruf oder auf eine 
von einer juristischen Person des öffentlichen Rechts abzulegende Prüfung ordnungsgemäß 
vorbereitet“. Die Befreiung von selbstständigen Lehrer:innen ist nach § 4 Nr. 21b bis Ende 
2024 entsprechend auf Basis dieses Bescheinigungstextes erfolgt, da der Buchstabe b die 
Befreiung der Bildungseinrichtung nach Buchstabe a als Befreiungstatbestand voraussetzt. 
Im nationalen Recht gab es damit über Jahre hinweg eine Lücke zur EU-Vorschrift: 
Art. 132 Abs. 1 Buchst. i MwStSystRL – EU-Richtlinie 2006/112/EG (zuvor Art. 13 Teil A Abs. 1 
Buchst. i Richtlinie 77/388/EWG) wurde nicht umfassend umgesetzt. (Dabei ist Buchstabe „i“ 
nicht zu verwechseln mit dem Buchstaben „j“ bei Privatlehrer:innen.) Der Wortlaut der EU-
Richtlinie hat sich im nationalen Recht von § 4 Nr. 21 UStG bis Ende 2024 nicht widergespiegelt 
(etwa fehlte „Fortbildung“ in diesem nationalen Gesetzeswortlaut). Nach ständiger 
Rechtsprechung von EuGH und BFH war es aber über viele Jahre hinweg möglich, sich 
unter bestimmten Voraussetzungen für eine Umsatzsteuerbefreiung unmittelbar auf EU-
Recht zu berufen. Bis zum 31.12.2024 konnten sich Privatlehrer:innen für eine 
Steuerbefreiung nur unmittelbar auf EU-Recht Art. 132 Abs. 1 Buchst. j MwStSystRL – EU-
Richtlinie 2006/112/EG (zuvor Art. 13 Teil A Abs. 1 Buchst. j Richtlinie 77/388/EWG) berufen, 
nicht auf nationales Recht, da in § 4 Nr. 21 UStG Privatlehrer:innen nicht benannt wurden. 
 
Gesetzliche Neuregelung von § 4 Nr. 21 UStG zum 01.01.2025 
Im Jahressteuergesetz 2024 wurde § 4 Nr. 21 UStG neu geregelt. Ab 2025 werden etwa auch 
Fortbildungen und Tätigkeiten von Privatlehrer:innen durch nationales Recht von der 
Umsatzsteuer befreit. Bedeutsam sind dabei nach wie vor die begrifflichen Unterscheidungen 
wie oben dargelegt: 
§ 4 Nr. 21a Für „berufsbildende Einrichtungen“ (z. B. Weiterbildungs-Institute) wurde das 

enggeführte Bescheinigungsverfahren inhaltlich etwa auf Fortbildung ausgeweitet. 
Die Landesbehörde bescheinigt es berufsbildenden Einrichtungen ab 2025, wenn 
„sie Schulunterricht, Hochschulunterricht, Ausbildung, Fortbildung oder 
berufliche Umschulung erbringen“. 

§ 4 Nr. 21b Die genannte Bescheinigung nach Buchstabe a ist nach wie vor die Voraussetzung 
der Umsatzsteuerbefreiung von selbstständigen Lehrer:innen nach Buchstabe b. 

§ 4 Nr. 21c Neu wurde hier die umsatzsteuerrechtliche Befreiung des Privatlehrers in Nr. 21 
aufgenommen. So können sich Privatlehrer:innen ab 2025 mit dem neuen 
Buchstaben c auch in ihren Rechnungen unmittelbar auf nationales Recht berufen. 
Bei Privatlehrer:innen bedarf es keiner Bescheinigung der Landesbehörde. Die 
Landesbehörde darf die Bescheinigung nach Buchstabe a auch nur Schulen und 
berufsbildenden Einrichtungen ausstellen. 

Der aktuelle Gesetzeswortlaut von § 4 Nr. 21 UStG findet sich im Portal des 
Bundesjustizministeriums: https://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__4.html  
 
Umsatzsteuerbefreiung bei Supervision 
 
Der Begriff Supervision ist rechtlich nicht definiert. Wie oben beschrieben kommt es für die 
umsatzsteuerrechtliche Behandlung darauf an, welche Dienstleistung ausgeübt wird,  
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unabhängig davon wie sie benannt wird. Beratung ist dabei nicht umsatzsteuerbefreit, während 
Supervision umsatzsteuerbefreit sein kann, sofern sie Unterricht darstellt. Das wurde mehrfach 
durch den BFH entschieden.  
 
Supervision als Unterrichtsleistung bei Privatlehrer:innen unionsrechtlich 
umsatzsteuerbefreit 
Eine systemische Supervisorin hatte vor dem Finanzgericht Köln bis hin zum Bundesfinanzhof 
eingeklagt, dass ihre Supervisionen, etwa bei Jugendhilfeträgern, unionsrechtlich 
umsatzsteuerbefreite Bildungsleistungen darstellten. Die zwei Leitsätze des BFH bringen auf 
den Punkt, dass Supervision auch umsatzsteuerbefreite Bildungsleistung darstellen kann. 
Dabei hat der BFH in seinem Urteil von 2014 erstmals festgehalten, dass Buchstabe j 
(maßgebend für Privatlehrer:innen) über Schul- und Hochschulunterricht hinaus, auch Aus- und 
Fortbildung umfasst.  
Leitsätze des BFH-Urteils vom 20.03.2014: 

„1. Art. 13 Teil A Abs. 1 Buchst. j der Richtlinie 77/388/EWG erfasst auch die Aus- und 
Fortbildung, so dass es nicht darauf ankommt, ob sich der Privatlehrer an Schüler oder 
Hochschüler wendet oder ob es sich um einen in einen Lehr- oder Studienplan 
eingebetteten Unterricht handelt (Änderung der Rechtsprechung) (Rn.19) (Rn.20). 
2. Supervisionen können als Unterrichtseinheiten, die von Privatlehrern erteilt werden 
und die sich auf Schul- und Hochschulunterricht beziehen, nach Art. 13 Teil A Abs. 1 
Buchst. j der Richtlinie 77/388/EWG steuerfrei sein (Rn.20) (Rn.25) (Rn.26).“ 
(Quelle: BFH, Urteil vom 20. März 2014 – V R 3/13 –, BFHE 245, 391) 

Aufgrund dieser BFH-Entscheidung hat das Finanzgericht Köln Supervisionsleitungen der 
Supervisorin (also nicht nur Supervision im Rahmen von Ausbildungen) mit einem Urteil vom 
23.9.2015 (9 K 1649/14) als umsatzsteuerfrei eingestuft. 
Der BFH hat diese Rechtsprechung 2022 bestätigt. Leitsätze des Urteils vom 22.06.2022: 

„1. Art. 132 Abs. 1 Buchst. j MwStSystRL erfasst auch Unterrichtseinheiten, die sich auf 
Ausbildung, Fortbildung oder berufliche Umschulung beziehen. Die Anforderungen, die 
der EuGH an die Steuerfreiheit des Schul- und Hochschulunterrichts stellt, gelten hierfür 
nicht. 
2. Umsätze einer Supervisorin können nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. j MwStSystRL 
steuerfrei sein.“ 
Quelle: BFH-Urteil vom 22. Juni 2022 – XI R 32/21 (XI R 6/19), online verfügbar unter: 
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-
online/detail/STRE202210229/  

Die Entscheidungsgründe des BFH bei der Frage, ob es sich bei Supervision um 
umsatzsteuerpflichtige Beratung oder umsatzsteuerbefreite Unterrichtsleistungen 
handelt: 

„bb) Danach liegen die leistungsbezogenen Voraussetzungen für die Steuerfreiheit im 
Streitfall vor. Nach den Feststellungen der Vorinstanz, die revisionsrechtlich nicht zu 
beanstanden sind (§ 118 Abs. 2 FGO), hat die Klägerin Sozialarbeiter, Sozialpädagogen 
sowie andere in der Pflege tätige Arbeitnehmer im Auftrag deren Arbeitgeber in ihrer 
eigenen Handlungskompetenz insbesondere gegenüber den jeweiligen Klienten geschult 
und weiterentwickelt. Dabei war der Gegenstand der Supervisionseinheiten die 
Vermittlung im beruflichen Alltag erforderlicher Kompetenzen, nicht die Lösung 
persönlicher Probleme der Teilnehmer im Sinne einer Therapie. Ziel der Tätigkeit der 
Klägerin war nach den Feststellungen des FG an erster Stelle das gemeinsame 
Erarbeiten von Lösungen und Handlungsmustern, die dazu befähigen sollten, künftig im 
beruflichen Umfeld auftretende Schwierigkeiten selbst oder gegenseitig kollegial zu 
überwinden. Damit war nicht die Beratung für die Bewältigung von konkreten Einzelfällen 
der Gegenstand der Tätigkeit der Klägerin, sondern die Vermittlung unterschiedlicher, für  
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den beruflichen Alltag der Teilnehmer erforderlicher Kompetenzen durch Reflektion 
bisheriger Erfahrungen der teilnehmenden Personen. Die Leistungen der Klägerin 
bezogen sich nach den tatsächlichen Feststellungen des FG auch nicht auf 
Veranstaltungen mit bloßem Freizeitcharakter. Dafür spricht auch die Tatsache, dass die 
Auftraggeber der Klägerin nicht die Teilnehmer der durch sie durchgeführten 
Veranstaltungen selbst, sondern vielmehr deren Arbeitgeber waren.“ 
Quelle: ebd. Rn. 17 

 
Bis einschließlich 2024 konnten sich Supervisor:innen bei der Umsatzsteuerbefreiung als 
Privatlehrer:innen lediglich auf die EU-Richtlinie selbst berufen, weil „Privatlehrer“ im 
nationalen Recht noch nicht in § 4 Nr. 21 UStG genannt wurden. Das hat sich mit der 
Gesetzesänderung in § 4 Nr. 21 UStG zum 01.01.2025 geändert, indem Buchstabe c ergänzt 
wurde: „Schul- und Hochschulunterricht, der von Privatlehrern erteilt wird.“ 
Sofern Supervision nach obiger Darlegung des BFH eine Unterrichtsleistung darstellt, kann ab 
01.01.2025 eine Umsatzsteuerbefreiung bei der Rechnungsstellung direkt durch nationales 
Recht unter Berufung auf § 4 Nr. 21c UStG erfolgen. 
 
Supervision durch Bildungseinrichtungen und selbstständige Lehrer:innen 
Supervision, sofern sie eine Lehrtätigkeit darstellt, kann von Privatlehrer:innen oder 
selbstständigen Lehrenden erbracht werden. Dann gelten rechtlich die Punkte wie oben unter 
„Lehrtätigkeiten“ ausgeführt. 
Wird die Leistung nicht unmittelbar durch Privatlehrer:innen an ihren Supervisanden (rechtlich: 
„Schüler“) erbracht, so greift der neue Buchstabe c von § 4 Nr. 21 nicht. Dann handelt es sich 
steuerrechtlich um selbstständige Lehrer:innen, die nach Buchstabe b befreit werden, wobei 
eine Bescheinigung durch die Landesbehörde nach Buchstabe a Voraussetzung ist. 
Vor 2025 konnte Supervision, etwa im Rahmen von zertifizierten systemischen 
Ausbildungen, bereits durch Bescheinigung der Landesbehörde nach § 4 Nr. 21a UStG als 
umsatzsteuerbefreit eingestuft werden, sofern sie auf einen Beruf vorbereitet hat. Daran ändert 
sich auch 2025 nichts.  
Da ab 2025 in § 4 Nr. 21a auch „Fortbildung“ als Befreiungstatbestand aufgenommen 
wurde, ist es nun möglich, dass auch externe Supervision – jenseits von längeren 
Ausbildungen – durch eine berufsbildende Einrichtung, mittels einer Bescheinigung der 
Landesbehörde, befreit wird. Das ist beispielsweise bei Supervision von freien Trägern der 
Jugendhilfe möglich, die von selbstständigen Lehrer:innen im Auftrag einer beruflichen 
Bildungseinrichtung erbracht wird, wenn es sich bei der Supervision um Fortbildung handelt. 
Eine Bescheinigung der Landesbehörde nach § 4 Nr. 21 a) bb) UStG ist für 
Bildungseinrichtungen und selbstständige Lehrende für eine Umsatzsteuerbefreiung von 
Supervision, anders als für Privatlehrer:innen, aber erforderlich. 
 
Aber Achtung: Lehrtätigkeiten sind rentenversicherungspflichtig 
Es gibt selbstständige Berufstätigkeiten, die der Rentenversicherungspflicht unterliegen. Das ist 
nach § 2 SGB VI etwa bei Lehrtätigkeiten der Fall. Stellt Supervision eine Lehrtätigkeit dar, so ist 
sie sozialrechtlich rentenversicherungspflichtig. Die Einstufung, was Beratungs- bzw. 
Lehrtätigkeit ist, erfolgt bei den beiden Gerichtsbarkeiten allerdings nicht einheitlich. 
Sozialgerichte (Feststellung der Rentenversicherungspflicht) und Finanzgerichte (Feststellung 
der Umsatzsteuerpflicht) können unterschiedlich entscheiden. In der Praxis wird es aber nur 
schwer möglich sein, eine Tätigkeit in Bezug auf die eine Gerichtsbarkeit als Beratung und auf 
die andere als Lehrtätigkeit darzustellen. So geht es in der Regel darum, zwischen einer 
Lehrtätigkeit (Rentenversicherungspflicht) oder Beratungstätigkeit (Umsatzsteuerpflicht) zu 
entscheiden. Dabei ist allerdings zu bedenken, dass die Rentenversicherung eine 
Versicherungsleistung für den Abgabepflichtigen mit sich bringt, was bei der Umsatzsteuer  

http://www.ifs-essen.de/umsatzsteuer


  
 

©  D r .  J o a c h i m  W e n z e l ,  S t a n d :  0 2 . 0 4 . 2 0 2 5   

www.ifs-essen.de/umsatzsteuer                                  S e i t e  7 | 7                                                               

 

 
 
 
 
nicht der Fall ist. Lediglich der Vorsteuerabzug bei umsatzsteuerpflichtigen Beratungsleistungen 
könnte unter bestimmten Umständen Vorteile für den Steuerpflichtigen mit sich bringen. 
 
Umsatzsteuerbefreiung bei Coaching und im Einzelsetting 
Laut der Deutschen Rentenversicherung (Bund) kann auch Coaching eine Lehrtätigkeit 
darstellen. Was hier für Supervision geschrieben wurde, gilt sinngemäß auch für Coaching, da 
es rentenversicherungsrechtlich und umsatzsteuerrechtlich nicht auf die Bezeichnung, sondern 
auf die Art der Tätigkeit ankommt. Allerdings dürfte es bei lehrendem Coaching schwieriger sein 
die Finanzämter von einer Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 21 UStG zu überzeugen, da die 
genannten höchstrichterlichen Urteile lediglich Supervision behandeln. Dasselbe könnte bei 
Einzelsupervision der Fall sein, besonders wenn sie von den Kund:innen selbst finanziert wird 
und nicht vom Arbeitgeber.  
 
Gesamtumsatz bei Anwendung der Kleinunternehmerregelung nach § 19 UStG 
 
Für eine Nutzung der so genannten Kleinunternehmerregelung gilt es den Gesamtumsatz zu 
berechnen. Zum Gesamtumsatz werden auch die umsatzsteuerbefreiten Umsätze 
hinzugerechnet. Dabei gibt es allerdings Ausnahmen. Nach § 19 Abs. 2 UStG werden etwa die 
Umsätze nach § 4 Nr. 14 und 21 vom Gesamtumsatz abgezogen. Bestimmte befreite Umsätze 
wie Bildung oder Heilkunde erhöhen den anzurechnenden Gesamtumsatz demnach nicht: 
https://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__19.html  
In diesem Zusammenhang war fraglich, ob auch Umsätze, die lediglich nach EU-Recht 
umsatzsteuerbefreit waren und noch nicht nach nationalem Recht (§ 4 Nr. 21 UStG), vom 
Gesamtumsatz abgezogen werden können.  
2022 hat der BFH entschieden, dass auch eine unionsrechtlich begründete Steuerfreiheit zu 
beachten ist: 

„Das FG hat zu Recht entschieden, dass die Voraussetzungen für die 
Kleinunternehmerregelung des § 19 Abs. 1 Satz 1 UStG im Streitjahr erfüllt sind, da die 
Supervisionsleistungen der Klägerin von der Umsatzsteuer befreit sind und daher nicht 
zum Gesamtumsatz (§ 19 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 UStG) zählen, wobei auch eine 
unionsrechtlich begründete Steuerfreiheit zu beachten ist (Michel in Birkenfeld/Wäger, 
Umsatzsteuer-Handbuch, § 19 UStG Rz 121, und Stadie in Rau/Dürrwächter, 
Umsatzsteuergesetz, § 19 Rz 110).“ 
Quelle: BFH-Urteil vom 22. Juni 2022 – XI R 32/21 (XI R 6/19), Rn. 12 

Diese Entscheidung ist relevant für Umsätze von Privatlehrer:innen (bzw. Supervisor:innen), die 
vor 2025 angefallen sind. Ab 01.01.2025 sind diese durch § 4 Nr. 21c befreit und zählen auch 
über das nationale Recht des § 19 Abs. 2 UStG, unter den oben genannten Voraussetzungen, 
nicht zum anrechenbaren Gesamtumsatz.  
 
Unsere Informationen können eine Bewertung im Einzelfall nicht ersetzen und so weisen 
wir hier auch ausdrücklich auf einen Haftungsausschluss dieses kostenlosen Services hin. 
Gerne stellen wir Ihnen die hier zusammengetragenen Informationen kostenfrei zur 
Verfügung. Wir bitten jedoch darum, von jeglichen inhaltlichen Rückfragen abzusehen, da 
wir einen weitergehenden individuellen Service nicht leisten können. 
 
Dieses Infopapier und weiterrührende Links sind zu finden unter: 
www.ifs-essen.de/umsatzsteuer 
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